
GASTSPIEL Prof. Dr. David Engels: Ungarn nach Orbán –
Struktureller Einschnitt und Verschiebung des
Gleichgewichts im europäischen Konservativismus
Die ungarischen Wähler haben mit einer Deutlichkeit, die selbst erfahrene Beobachter überraschte, 16
Jahre ununterbrochener Orbán-Herrschaft beendet und der von Péter Magyar geführten Tisza-Partei
einen politischen Triumph beschert, dessen Tragweite weit über einen gewöhnlichen Regierungswechsel
hinausgeht. Eine Zweidrittelmehrheit im Parlament bei einer Wahlbeteiligung von nahezu achtzig
Prozent stellt nicht nur eine klare Machtverschiebung dar, sondern eröffnet zugleich die Möglichkeit
tiefgreifender institutioneller Veränderungen, einschließlich einer Revision der bestehenden
Verfassungsordnung.

Zwar hatten die Monate vor der Wahl eine wachsende Erosion des Vertrauens in das Regierungssystem
erkennen lassen, doch war man in Budapest und Brüssel lange davon ausgegangen, dass das von Orbán
geschaffene Machtgefüge — trotz erkennbarer Ermüdungserscheinungen — weiterhin stabil genug sei,
um wenigstens eine knappe Mehrheit zu sichern. Die nun eingetretene Entwicklung markiert daher nicht
lediglich eine routinemäßige Machtübergabe zwischen Regierung zu Opposition, sondern einen
strukturellen Einschnitt in das politische Selbstverständnis Ungarns und zugleich eine Verschiebung im
Kräftegleichgewicht des europäischen Konservatismus insgesamt.

In eine breitere europäische Perspektive gestellt, erscheint dieser Machtwechsel als Teil einer bereits
seit mehreren Jahren zu beobachtenden Entwicklung.

Nach dem Verlust der Regierungsmacht durch die polnische PiS im Jahr 2023, der Niederlage des
rumänischen Kandidaten George Simion im Jahr 2025 sowie dem indirekten Rücktritt der von Geert
Wilders gestützten niederländischen Regierung im selben Zeitraum stellt das Ende der Orbán-Ära einen
weiteren Schritt in der allmählichen Umkehrung jener populistischen Welle dar, die seit der
Migrationskrise von 2015 die politische Landschaft der Europäischen Union tiefgreifend verändert hatte.

Über mehr als ein Jahrzehnt hinweg fungierte Orbán als strategischer Bezugspunkt eines losen, oft
widersprüchlichen Bündnisses souveränistischer Kräfte, dessen ideologischer Zusammenhalt auf der
Verteidigung nationaler Souveränität und der rhetorischen Beschwörung eines christlich geprägten
europäischen Selbstverständnisses beruhte.

Dieses Bündnis war keineswegs homogen; vereinte es doch sehr unterschiedliche Interessen und
politische Traditionen, deren Gemeinsamkeit oft eher in der Ablehnung zentralistischer und
linksliberaler, ja woker Tendenzen als in einer positiven gemeinsamen Vision lag. Gleichwohl verlieh
Orbáns politische Präsenz dieser heterogenen Bewegung eine Form von Richtung und Kontinuität, so
dass dieses Lager mit seinem Ausscheiden nicht nur seinen sichtbarsten Vertreter verliert, sondern auch
jenen Akteur, der über Jahre hinweg als taktisch versiertester Vermittler zwischen nationaler Politik und
europäischer Bühne fungierte.
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Aus konservativer Perspektive wirkt Orbáns Abgang daher gleichermaßen ernüchternd und auf
eigentümliche Weise befreiend

Einerseits verkörperte seine Regierung über viele Jahre hinweg eine entschiedene Verteidigung
patriotischer Souveränität, nationalen Grenzschutzes, einer auf Familienförderung ausgerichteten
Sozialpolitik sowie einer bewusst betonten christlichen Identität — Positionen, die im Kontrast zur
zunehmend woken Ausrichtung der Brüsseler Eliten standen. Andererseits offenbarte die lange Dauer
seiner Herrschaft auch jene strukturellen Schwächen, die häufig mit politischen Systemen einhergehen,
deren Macht über längere Zeiträume hinweg weitgehend unangetastet bleibt.

Patronage-Netzwerke, wiederkehrende Korruptionsvorwürfe und eine zunehmende Routine in der
Ausübung politischer Macht führten schrittweise zu einem Verlust an öffentlichem Vertrauen, selbst
unter Wählern, die Orbáns grundlegende politische Zielsetzungen weiterhin teilten. Auch zu erwähnen ist
natürlich der stetig steigende Druck europäischer Sanktionen und das fast unerträgliche mediale
Sperrfeuer aus dem Westen, zu dem wenigstens indirekt auch noch die zivilisatorische Amerikanisierung
durch soziale Medien und Popkultur zu rechnen ist, welche das von Fidesz immer wieder bemühte
Gesellschaftsmodell für jüngere Menschen zunehmend anachronistisch, ja unverständlich erschienen
ließ.
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Hinzu trat die wachsende Neigung zu außenpolitischen Balanceakten, die zwar kurzfristig Vorteile
brachten, langfristig jedoch das Vertrauen traditioneller europäischer Unterstützer in Orbáns Ungarn
untergruben.

Allen voran wäre hier die Suche nach strategischer Autonomie von Brüssel zu nennen, welche Orbán zu
einer pragmatischen Öffnung gegenüber Russland führte, von der er sich nicht mehr zu befreien wusste,
wenn er auch darüber hinaus Annäherungen an China, die Trump-Regierung, ja selbst die Türkei
unternahm — eine Politik, die innerhalb Europas zunehmend als opportunistisch wahrgenommen wurde,
umso mehr, als der „starke Mann“ von Budapest jedesmal zur Legitimation seiner außenpolitischen
Drahtseilakte eine andere identitäre Facette Ungarns beschwor und dem Bekenntnis zum christlichen
Abendland etwas widersprüchlich die panturkische Identität Ungarns, die eurasische Mission des
Karpathenbeckens und die Suche nach einem privilegierten transatlantischen Bündnis hinzufügte.

Péter Magyar steht nun vor der Aufgabe, ein politisches System zu stabilisieren, dessen institutionelle
und gesellschaftliche Grundlagen über Jahre hinweg stark personalisiert worden waren.

Die kommenden Jahre werden zeigen, ob ein post-Orbán-Ungarn seine kulturellen und zivilisatorischen
Grundlagen innerhalb der Europäischen Union bewahren kann, oder ob es sich schrittweise in eine
technokratische Gleichförmigkeit einfügt, die nationale Eigenheiten zugunsten administrativer
Anpassung relativiert. Entscheidend wird sein, ob Magyar sich eher als pragmatischer
Integrationspolitiker im Stil einer Giorgia Meloni oder als konsequenter Vollstrecker europäischer



Anpassungsprogramme im Sinne eines Donald Tusk erweist, der ebenfalls mit einem eher
„konservativen“ Programm in die Auseinandersetzung mit PiS gezogen war.

Institutionell ist in den kommenden Jahren jedenfalls fraglos mit umfassenden Umstrukturierungen zu
rechnen. Die Tisza-Partei hat angekündigt, allen voran eingefrorene ausstehende EU-Mittel in Höhe von
rund 18 Milliarden Euro durch Maßnahmen zur Wiederherstellung rechtsstaatlicher Standards
freizusetzen – ein im Prinzip begrüßenswertes Versprechen, wenn das Beispiel Polens auch leider zeigt,
dass der Kampf gegen Cliquenbildung und die Berufung auf den „Rechtsstaat“ in der Praxis häufig nur
zur Herausbildung eines neuen Elitensystems führt, dessen ideologische Ausrichtung kaum weniger
einseitig ist als jene der zuvor abgelösten Regierung.

Mit einer Zweidrittelmehrheit im Parlament besitzt Magyar zudem die Möglichkeit, auch grundlegende
institutionelle Veränderungen vorzunehmen, die weit über eine bloße Umbesetzung einzelner Behörden
hinausreichen könnten. Ein umfangreicher Personalaustausch von Führungspersonal in Medien,
Universitäten, Verwaltung und Wirtschaft erscheint daher ebenso wahrscheinlich wie eine Serie
juristischer Verfahren gegen ehemalige Amtsträger, die unter Vorwürfen von Korruption oder
Verfassungsverstößen geführt werden könnten.

Offen bleiben muss freilich, woher Magyar, der selbst ein Fidesz-Renegat ist und seine Partei in gerade
mal einigen wenigen Jahren, ja eigentlich Monaten hochgezogen hat, überhaupt das nötige Personal
rekrutieren wird: Fraglos wird er hierbei zum einen auf Überläufer des Orbán-Systems, zum anderen
aber auf Karrieristen eher linksliberaler Gruppierungen angewiesen sein, was trotz des altbekannten
ungarischen Pragmatismus alles andere als eine ideologisch stabile Regierung verspricht – nimmt man
die allen gemeinsame Ablehnung Orbáns aus.

Auch wirtschaftlich eröffnet der Regierungswechsel Perspektiven moderater Stabilisierung

Die Freigabe europäischer Fördermittel dürfte kurzfristig Wachstum ermöglichen, zumal gleichzeitig
angekündigt wurde, zentrale Elemente der bisherigen Familienpolitik fortzuführen und steuerliche
Entlastungen für einkommensschwächere Haushalte auszubauen. Prognosen, die bis 2030 ein Wachstum
zwischen 2,5 und 3,5 Prozent erwarten, erscheinen allerdings nur unter günstigsten Umständen
plausibel, bleibt die langfristige Stabilität angesichts geopolitischer Unsicherheiten — insbesondere im
Kontext wachsender Spannungen im Nahen Osten und möglicher Energieumstellungen durch
Abwendung von Russland — doch höchst fraglich.

Besonders sensibel wird sich die Entwicklung im Bereich der Demografie und Familienpolitik erweisen.
Orbáns Programme zur Förderung kinderreicher Familien — darunter Steuerbefreiungen,
Wohnungsbauprämien und gezielte Unterstützungsleistungen — haben international Aufmerksamkeit
erregt und in bestimmten Regionen tatsächlich zu einer Stabilisierung der Geburtenrate beigetragen.
Kurzfristig dürfte ein vollständiger Abbruch dieser Maßnahmen politisch kaum durchsetzbar sein;
langfristig jedoch könnten fiskalische Zwänge und ideologische Verschiebungen zu einer schrittweisen
Reduzierung führen, umso mehr, als bereits unter Orban die konkreten Ergebnisse der Natalitätspolitik
im Vergleich zu den eingesetzten Mitteln eher bescheiden geblieben waren. Eine solche Entwicklung



würde nicht nur wirtschaftliche Konsequenzen haben, sondern auch symbolisch das Bild eines Staates
verändern, der sich bislang bewusst als wichtigster europäischer Verteidiger des klassischen
Familienmodells verstanden hatte.

Auch in der Migrationspolitik erscheint eine graduelle Veränderung wahrscheinlich

Die von Orbán errichteten Grenzzäune und seine konsequente Ablehnung europäischer
Quotenregelungen bildeten über Jahre hinweg ein zentrales Element seiner politischen Identität, und
auch unter der neuen Regierung dürfte eine Phase rhetorischer Kontinuität zunächst bestehen bleiben,
vertraut man Magyars Ansagen. Doch ist langfristig fraglos mit einer vorsichtigen Anpassung an
europäische Standards zu rechnen, die nur daher für das Land zunächst weitgehend folgenlos bleiben
wird, als die sozialen Bedingungen zunächst nicht attraktiv genug für eine langfristige Ansiedlung großer
Migrantengruppen sein dürften. Der Impakt einer aus „humanitären Gründen“ erneut durchlässigen
ungarischen Südgrenze gerade auf Österreich und Deutschland dürfte hingegen nicht zu vernachlässigen
sein.

Am deutlichsten dürfte sich der Systemwechsel aber in der Außenpolitik zeigen. Magyar hat bereits
angekündigt, das Verhältnis zur Europäischen Union (EU) zu normalisieren und die bisherige Vetopolitik
schrittweise zu beenden. Zwar hat auch Tisza eine Beteiligung an der weiteren Unterstützung der
militärischen Anstrengungen der Ukraine ebenso wie eine baldige EU-Mitgliedschaft des Landes
abgelehnt, doch deutet vieles darauf hin, dass Ungarn künftig stärker als noch unter Orbán bereit sein
wird, sich Brüsseler Mehrheitsentscheidungen anzuschließen, vor allem bei entsprechenden
Gegenleistungen.

Für die europäische Rechte bedeutet der Verlust Budapests als politischem Bezugspunkt einen spürbaren
Einschnitt

Über Jahre hinweg bildete Ungarn ein Netzwerkzentrum für konservative Medien, Bildungseinrichtungen
und politische Initiativen, deren Finanzierung und Koordination Orbán und seiner Kulturpolitik direkt
oder indirekt viel zu verdanken hatten. Mit dem Regierungswechsel dürften viele dieser Strukturen ihre
bisherige Grundlage verlieren oder doch zumindest zu einer massiven inhaltlichen Richtungsänderung
gezwungen werden. Zugleich eröffnet diese Situation eine Möglichkeit zur Neubestimmung: Die starke
Abhängigkeit der europäischen Konservativen von einem einzelnen, kulturell eher untypischen und
außenpolitisch wenig gefestigten Nationalstaat hat vielleicht zu lange die Perspektiven und Prioritäten
der Rechten ebenso geprägt wie verzerrt und wahrscheinlich auch von der Entwicklung einer
umfassenderen zivilisatorischen Perspektive abgehalten, wie sie dringender denn je notwendig is.

Aus einer christlich-konservativen, dabei aber zugleich abendlandpatriotischen (nicht aber unbedingt
Brüssel-orientierten) Sichtweise ergibt sich daraus ein ambivalentes Bild der zukünftigen Perspektiven.

Einerseits kann eine konstruktivere Haltung Ungarns gegenüber europäischer Integration zu größerer
kontinentaler Stabilität beitragen; andererseits besteht die Gefahr, dass nationale Interessen in einem
zunehmend von Wokismus und Tech-Dystopie geprägten Konsens untergehen. Mit Orbán verschwindet



der sichtbarste interne Kritiker der europäischen Institutionen, und es ist wahrscheinlich, dass Brüssel
die entstandene Lücke nutzen wird, um föderalistische Strukturen massiver denn je auszubauen, solange
sich keine echte Gegenwehr zeigt — etwa in Bereichen wie den Finanzen, der Überwachungspolitik, der
Zensur angeblicher Fake News, der Abtreibung und Euthanasie, des Green Deals, der „intersektionalen“
Minderheiten etc.

In dieser Hinsicht zeichnet sich schon seit 2023 ein paradoxer Wandel innerhalb Europas ab

Während Teile Mitteleuropas sich unter dem Einfluss wirtschaftlichen Wohlstands, medialer
Transformation und Generationenwechsels schrittweise einer linksliberalen „Normalisierung“ annähern
könnten, ist gleichzeitig in mehreren Regionen Westeuropas eine gegenläufige Bewegung zu beobachten.

Migration, Parallelgesellschaften, Rechristianisierung und wirtschaftliche Polarisierung haben dort
bereits erste konservativ-identitäre Gegenreaktionen ausgelöst, die sich künftig verstärken könnten.
Europa steht damit vor einer doppelten Herausforderung: Es muss Wege finden, nationalstaatliche
Subsidiarität mit den Notwendigkeiten christlich-abendländischen, gleichsam zivilisatorischen
Selbstschutzes zu versöhnen und dabei sowohl die Exzesse des woken Universalismus wie auch die
Kleingeistigkeit nationalistischer Nabelschau zu vermeiden. Die Zeit wird zeigen, ob dies ohne Orbán
schwieriger oder einfacher wird.

Ein Wahlsieg für die Freiheit und Europa
Eigentlich ist es wie immer, oder? Eben lese ich auf Facebook, wie einer schreibt, er wisse von
mysteriösen Prozentverschiebungen am „späten Abend“ in Budapest. Und meine frühere Freundin A.
weiß, dass beim Wahlergebnis von Ungarn sicher „die Globalisten“ eine entscheidende Rolle gespielt
haben. Und jetzt droht Ungarn sowieso der Untergang wegen … keine Ahnung, ich weiß auch nicht.

Magyar soll ein Konservativer sein – sonst hätten ihn die Ungarn nicht gewählt. Ungarn wählen keine
sozialistischen Anführer mehr; man erinnert sich da noch bestens, wie es einst war.

Und die Ungarn, daran besteht nicht der geringste Zweifel, wollen in der überwiegenden Mehrheit
Westen sein, sie wollen Europa sein und NATO. Sie wollen Freiheit. So wie wir Freiheit wollen und die
Skandinavier und die Rumänen und Esten und Belgier und Italiener.

Sie wollen in einem Land leben, wo man sich auf eine Holzkiste stellen kann und seine Verärgerung über
die eigene Regierung rausbrüllen, ohne Nowitschok in den Tee geträufelt zu bekommen oder ins
Straflager abtransportiert zu werden.
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Ich habe es an dieser Stelle schon mal erzählt

Wie ich im April 2022 am Wahlabend den großen Sieg von Viktor Orbán und seiner Fidesz mit
gleichgesinnten Freunden und Kollegen, Konservativen aus ganz Europa und sogar einigen aus Nord-
und Südamerika, Orbáns Sieg gefeiert habe. Was schmeckte das kalte Bier da an dem Abend in Budapest
gut.

Orbán hat sich große Verdienste um sein Volk erworben. Er war das Korrektiv zu Brüssel, er zeigte uns,
wie moderne Familienpolitik funktioniert. Er jagte die Gender-Missionare aus den Schulen und er wehrt
sich gegen die Massenmigration aus den islamischen Regionen dieser Welt.

Ich war damals ein echter Fan von Viktor Orbán, habe ihn und die Polen als das bessere Modell für eine
EU als den Moloch Brüssel bezeichnet.

Von mir aus hätte Viktor Orbán auch gestern erneut gewählt werden können – wenn er nicht seine
europäischen Partner, uns alle, verraten hätte. Die Nummer mit seinem Außenminister, der aus
laufenden geheimen Sitzungen der EU-Staaten rausging, um auf dem Klo heimlich Putins Außenminister
Lawrow anzurufen und Landesverrat beging – das ist inakzeptabel.

Stellen Sie sich vor, da ist im Kreml Kabinettssitzung und einer von Putins Ministern ginge raus, um
Mark Rutte von der NATO anzurufen und über den Verlauf der Sitzung zu informieren! Eine Kugel im
Hinterkopf oder eine Prise Nervengas im Samowar wäre das Mindeste für denjenigen gewesen.

Dieses Europa hat viele Fehler, es muss umgebaut werden, das Prinzip der Einstimmigkeit muss weg und
das Wahlverfahren transparenter und direkter, und, und, und …

Aber dieses Europa und seine Staaten und damit wir – alles hier bei uns ist besser als das putinsche
Dreckssystem, sein Krieg in der Ukraine, die hybriden Angriffe gegen unsere Nachbarn und uns. Ich
habe fast erwartet, dass es Orbán gelingen könnte, sein Volk doch noch wieder umzustimmen. Aber die
Anbiederung gegenüber Moskau, der Verrat seiner europäischen Partner, die überall wuchernde
Korruption und – besonders widerwärtig – die öffentliche Kampagne gegen Wolodymyr Selenskyj, den
Präsidenten der Ukraine, all das war so ekelhaft, dass es den Ungarn reichte.

In den Putin-Fanblasen Deutschlands brodelt es am Abend schon mächtig. Bestimmt war Magyars Erfolg
wieder irgendetwas mit Soros, Gates, Epstein oder den Außerirdischen. Wen interessiert es?

Die Ungarn haben gewählt, und sie haben Europa gewählt und nicht Russland. Und nicht einmal JD
Vance konnte daran etwas ändern im Wahlkampf-Schlussspurt.

Danke, Ungarn!
Danke, Péter Magyar!

Ich trinke jetzt noch einen Schluck auf das freiheitsliebende Ungarn und bete, dass Magyar und seine



Partei mit der neuen Macht klug umgehen.

Und auf all die Klugsc…, die in den vergangenen Tagen rumgepöbelt haben, dass ich ja wohl überhaupt
keine Ahnung habe, wie Ungarn tickt: Nüchtern betrachtet war es wieder einmal eine politische
Punktlandung.

EU-Ursula entfernt den „Atomkraft? Nein danke!“-
Aufkleber vom Kühlschrank
Spät, aber vielleicht auch noch nicht zu spät. EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU)
hat beim zweiten internationalen Gipfel zur Kernenergie in Boulogne-Billancourt bei Paris eingeräumt,
dass die Abkehr der Europäer von der Atomkraft ein „strategischer Fehler“ war. Das hätten sie allerdings
auch schon früher wissen könnten, etwa beim Blick auf den Globus und den vielen markierten Baustellen
für neue Atommeiler überall.

Jetzt will sich „Euro-Uschi“ der „weltweiten Renaissance der Kernenergie“ anschließen und neue kleine
Atomreaktoren bauen lassen, die bis Anfang der 2030er Jahre einsatzbereit sein sollen.

Dazu gehört konkret, dass Vorschriften dazu grenzüberschreitend angeglichen würden, sagte die EU-
Kommissionspräsidentin. Das Geschäftsmodell der modularen Reaktoren sei auf Skalierung angewiesen
und die Kooperation über die europäischen Grenzen hinweg von entscheidender Bedeutung. „Der
Grundgedanke ist einfach: Wenn der Einsatz einer Technik sicher ist, muss es einfach sein, sie überall in
Europa einzusetzen.“

 

Die alte Weltordnung erledigt sich gerade – gut für
uns!
„Doch wenn wir nur bilateral mit einer Hegemonialmacht verhandeln, verhandeln wir aus der Schwäche
heraus. Wir nehmen an, was uns angeboten wird. Wir wetteifern miteinander, wer am
entgegenkommendsten ist.Das ist keine Souveränität. Es ist die Zurschaustellung von Souveränität bei
gleichzeitiger Unterordnung.“
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Das ist nur ein kleiner Auszug aus der großartigen und wegweisenden Rede des kanadischen
Premierministers Mark Carney gestern beim Weltwirtschaftsforum in Davos. (Die ganze Rede im
Wortlaut finden Sie hier)
Wir befinden uns in einer dramatischen Zeitenwende, oder wie Carney das formuliert: „Wir befinden uns
mitten in einem Bruch, nicht in einem Übergang.“
Begonnen hat das alles mit Putins Angriffskrieg gegen die Ukraine und dem Herumlavieren des
Präsidenten der westlichen Führungsmacht USA.
Das zwingt das Verteidigungsbündnis NATO eine eigene Handlungsfähigkeit auch ohne Washington auf
die Beine zu stellen.
Und weil die Strukturen wie bei der EU auch bei der NATO so veraltet sind, hat sich innerhalb des
Bündnisses eine „Koalition der Willigen“ rund um England, Frankreich, Deutschland und die
Skandinavier gebildet. Alleine das war noch vor zwei Jahren unvorstellbar, aber es war ein erstes
Zeichen, dass sich etwas irreversibel verändert. Auch wenn die Ära Trump in zwei Jahren Geschichte sein
wird.
Die alte regelbasierte Weltordnung ist erledigt
Im Grunde kann man die Vereinten Nationen auflösen.
Neue kluge Staatenlenker beginnen, abseits von trägen Institutionen wie UN, EU und NATO, die Zukunft
zu entwickeln. Persönlichkeiten wie Carney, aber auch Alexander Stubb aus Finnland, Mark Rutte spielt
als NATO-Generalsekretär ebenfalls eine wichtige Rolle.
Der globale Westen als Gemeinschaft der freien und wohlhabenden Ländern emanzipiert sich von
Amerika.
Das ist eine gute Nachricht und muss dennoch keinen Bruch mit den USA bedeuten, denen gerade wir
Deutschen viel zu verdanken haben und mit denen wir grundsätzliche Werte und Menschenrechte ganz
automatisch teilen.
Schauen wir, was jetzt passiert, aber wir alle treten in eine neue Phase der Weltpolitik ein, die ich höchst
spannend finde und sehr begrüße.
Übrigens… wenn Sie meine Arbeit unterstützen möchten, spenden Sie bitte auf das
Konto DE18 1005 0000 6015 8528 18 oder mit PayPal auf @Vers 1 Medien Gmbh.
 

Eisiger Wind aus westlicher Richtung: Kann die EU zur
dritten Supermacht aufsteigen?
Der Ton zwischen den USA und Europa wird jeden Tag ruppiger, oder sagen wir, zwischen Donald
Trump, seiner Administration und der EU in Brüssel.

Die EU-Behörden hatten X (Twitter) in der vergangenen Woche wegen Verstößen gegen die Vorschriften
für Online-Inhalte zu einer Geldstrafe von 120 Millionen Euro verurteilt. Der Eigentümer Elon Musk hatte
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die Strafe auf seiner Plattform zurückgewiesen und als „Schwachsinn“ bezeichnet. US-Außenminister
Marco Rubio sieht in der Strafe einen Angriff auf amerikanische Unternehmen.

Nun legt Präsident Donald Trump selbst nach. Die Strafe sei „nasty“ (fies) und er verstehe nicht, wie die
EU diesen Schritt rechtfertigen könne, sagte er vor Reportern im Weißen Haus. Europa bewege sich in
die falsche Richtung. „Europa muss sehr vorsichtig sein“, teilte der US-Präsident auf seiner eigenen
Verkündigungsplattform mit.

In Zeiten der Zerrüttung, die schon beim Thema Russland/Ukraine für jeden erkennbar geworden ist,
muss Europa für sich selbst entscheiden, was es zukünftig sein will und kann.

Der CDU-Außenpolitiker Roderich Kiesewetter hat heute ausführlich Stellung zu dem kalten Wind
genommen, der aus Westen über den Atlantik zu uns herüberweht. Kiesewetter schreibt:

„Diese Administration betrachtet Europa – und speziell die EU – nicht mehr als Partner, sondern in
weiten Teilen als strategischen Ballast, als wirtschaftlichen Gegner und als „zivilisatorisch im
Niedergang“ begriffen.“

Und weiter:

„Die EU als Ordnungsfaktor wird als feindseliges Konstrukt gesehen, das US-Interessen im Wege steht.
Wir sind im ökonomischen Weltbild dieser Administration kein Verbündeter, sondern ein Wettbewerber,
den man zur Kasse bitten muss!“

Das kann man so sehen, und es ist wahrscheinlich, dass das so bleiben wird, so lang die Trump-
Administration im Amt ist und wohl auch, sollte JD Vance Trumps Nachfolge antreten in zwei Jahren. Zeit
also für eine Analyse, welche Rolle die EU-Staaten in diesem globalen Machtgerangel spielen kann. Oder
ob sie das überhaupt will.

In einer Welt, die zunehmend von der Rivalität zwischen den Vereinigten Staaten und der Volksrepublik
China dominiert wird, stellt sich für Europa also die entscheidende Frage: Kann die Europäische Union
(EU) wirtschaftlich und militärisch ein gleichberechtigtes Gegengewicht zu den beiden Giganten bilden?

Die Antwort ist ein klares Ja – zumindest theoretisch

Denn praktisch stehen dem kontinentalen Block immense Hürden im Weg, die vor allem in der
Zersplitterung nationaler Interessen liegen.

Ein Riese auf Augenhöhe

Betrachtet man die reinen Zahlen, ist Europa bereits heute eine globale Wirtschaftsmacht. Mit einem
kollektiven Bruttoinlandsprodukt (BIP), das fast an das der USA heranreicht und mit China konkurriert,
ist die EU die größte Handelsmacht der Welt. Der Binnenmarkt mit seinen rund 450 Millionen



weitgehend eher wohlhabenden Konsumenten ist ein ökonomisches Kraftzentrum, das globale Standards
setzt.

Die Stärken Europas liegen in seiner hochentwickelten Industrie, seiner technologischen Basis
(Maschinenbau-, Automobil- und Pharmaindustrie) und einem starken sozialen Auffangsystem.

Leider hinkt Europa in entscheidenden Zukunftsfeldern hinterher. China und die USA dominieren die
Entwicklung bei künstlicher Intelligenz (KI), Halbleiterproduktion und Big Data. Europas Bürokratie und
die oft langsame Skalierung von Innovationen (vom Start-up zum globalen Champion) bremsen das
vorhandene gute Potenzial aus. Die Abhängigkeit von US-Technologiegiganten in der Cloud-Infrastruktur
oder von chinesischen Lieferketten in der seltenen Erden-Versorgung zeigt strukturelle Schwächen auf.

Das Militärische Dilemma: Viel Geld, wenig Schlagkraft

Im militärischen Bereich ist die Diskrepanz zwischen Potenzial und Realität am größten. Wenn die 27 EU-
Staaten ihre Verteidigungsbudgets bündeln würden, entstünde die zweitgrößte Militärmacht der Welt
nach den USA.

Doch die Realität sieht ganz anders aus. Denn Europa leidet unter extremer Fragmentierung.

Doppelstrukturen und Ineffizienz: Die EU-Staaten unterhalten Dutzende unterschiedliche Waffensysteme
(verschiedene Panzertypen, Flugzeugmodelle), während die USA oder China auf wenige standardisierte
Systeme setzen. Dies führt zu enormen Ineffizienzen bei Wartung, Ausbildung und gemeinsamer Logistik.

Abhängigkeit von den USA: Die Sicherheit Europas basiert historisch auf der NATO, deren Rückgrat die
militärische Stärke der USA ist. Ohne die nukleare Abschreckung und die logistischen Fähigkeiten
Washingtons steht Europa blank da.

Fehlender politischer Wille: Ein gemeinsamer europäischer Verteidigungsfonds und die Ständige
Strukturierte Zusammenarbeit (PESCO) sind erste Schritte, aber nationale Egoismen verhindern bisher
eine echte „EU-Armee“ oder eine gemeinsame strategische Autonomie.

Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat zwar zu einem deutlichem Umdenken und höheren
Rüstungsbudgets geführt, doch die geplante Umsetzung wird noch viele Jahre dauern.

Um als gleichwertiges Gegenwicht zu agieren, benötigt Europa vor allem eine stringente Außenpolitik

Die USA und China agieren auf der Weltbühne jeweils mit einer starken Stimme. Europa spricht oft in 27
verschiedenen Dialekten. Ob es um die Haltung zum Nahen Osten, die Sanktionspolitik gegen Russland
oder die Investitionsprüfung bei chinesischen Unternehmen geht – die nationalen Interessen kollidieren
häufig.

Die Entscheidung liegt bei Europa selbst



Europa kann ein gleichwertiger globaler Akteur werden. Das Potenzial ist reichlich vorhanden, die
Ressourcen sind es auch. Was fehlt, ist die politische Entschlossenheit, nationale Souveränität in
Schlüsselbereichen (Verteidigung, Außenpolitik, Technologie) zugunsten eines gemeinsamen,
schlagkräftigen europäischen Blocks aufzugeben.

Als lose Konföderation bleibt die EU in entscheidenden Momenten schwach, doch einen europäischen
Nationalstaat kann niemand wollen, dem die nationale Identität der Mitgliedsstaaten etwas wert ist.

Dazu muss es den Willen und eine straffe Umsetzung geben. Zweifelhaft, dass Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen zu solch einem Kraftakt fähig ist. Dann schon eher Italiens Giorgia Meloni oder
Finnlands Präsident Alexander Stubb, die außenpolitisch seit Monaten bella figura machen und den
Kontinent gut repräsentieren, etwa bei Besuchen im Weißen Haus. Und Staaten wie Ungarn und die
Slowakei müssen sich entscheiden, ob sie zum Club dazugehören wollen.

Denn ständige Wackelkandidaten schwächen Europa in nicht mehr tolerierbarer Weise. Auch die Herren
Orban und Fico müssen begreifen, dass sie zum Westen gehören. Wenn Sie das nicht mehr wollen – gute
Reise!

Es ist schon irre, dass ausgerechnet ein KGB-Mann und
ein Immobilienhai dafür sorgen, dass Europa in die
Gänge kommt
Das neue 33-seitige Strategiepapier der US-Regierung, das die „Nationale Sicherheitsstrategie“
festschreibt, passt zum Präsidenten Donald Trump wie die Faust aufs Auge. Es ist erratisch, es ist
disruptiv, zerstörerisch und zugleich klug.

Hoffentlich werde ich so alt, im Nachhinein einmal zu sehen, wie Historiker die Präsidentschaft dieses
ungewöhnlichen Präsidenten beurteilen werden. Als genial oder völlig irre…

Das Papier, das für so große Aufregung in den Hauptstädten der EU sorgt, beschwört die „zivilisatorische
Auslöschung“ des europäischen Kontinents und lässt keinen Zweifel daran, dass die Regierung in
Washington „ein völlig anderes Europa sehen möchte“.

Und die Analyse ist leider richtig

Europa, die Europäer, haben sich über Jahrzehnte nicht auf eigene Stärken besonnen, sondern sich –
insbesondere bei der Verteidigung, blind auf die Amerikaner verlassen.
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Das begann schon in den 80er Jahren, wenn man es genau betrachtet.
Als ich 1980/81 meinen demals 18-monatigen Wehrdienst leistete, war ein Spruch beim Bier in der
Kantine abends, wir – die Bundeswehr, seien die Trachtengruppe, die im Ernstfall den Feind so lange
unterhalten muss, bis die Amis kommen und uns raushauen.

Diese Zeit ist Gott sei Dank endlich vorbei

Und zu verdanken haben wir das ausgerechnet einem KGBler mit nationalen
Minderwertigkeitskomplexen, der uns und der ganzen Welt vor Augen geführt hat, in was für einer
trügerischen Sicherheit wir uns all die Jahre bräsig wenig bewegt haben.

Ja, die Staaten Europas sind aufgewacht inzwischen, ich bin froh, dass Deutschland auch dazu gehört.
Aber das Umsteuern eines Dickschiffs wie dem deutschen ist eben auch nicht in ein paar Monaten zu
machen. Vor allem, wenn es nicht nur um neue Waffen und die Mobilisierung von Soldaten geht, sondern,
wenn der Feind mit im eigenen Bett liegt.

Es gibt immer eine Vorgeschichte

So hört man häufig im Zusammenhang mit dem Ausbruch des Ukraine-Kriegs. Und das ist wahr. Hätte
man Putin 2001 nach seiner Rede im Bundestag anständig und fair behandelt, das alles danach wäre
vielleicht nie passiert.

Aber alle, die jetzt schimpfen, dass die oppositionelle AfD inzwischen eine beeindruckende Neben-
Außenpolitik auf die Beine gestellt hat, vergessen eben auch, dass sie selbst die AfD mit dem Ausschluss
von politischer Teilhabe praktisch dazu gezwungen haben, ihr eigenes Ding zu machen. Und sie machen
es gut.

Aber sie machen es nicht im deutschen Interesse. Patrioten sollten immer für ihr Land einstehen, und
erst weit danach für politische und persönliche Interessen. Wenn die AfD Zeit ihres Bestehens für die
Wiedereinführung der Wehrpflicht eintritt, ein Bundesparteitag das sogar mit 70 Prozent Zustimmung
beschlossen hat fürs Wahlprogramm, und dann kommt Putin ins Spiel, und plötzlich ist alles anders, dann
nenne ich das Heuchelei.

Ja, Friedrich Merz hat zentrale Wahlversprechen gebrochen, manche nennen das Lügen. Aber die AfD ist
die letzte Partei, die sich darüber künstlich erregen sollte, wenn man selbst Grundsätze sofort über Bord
schmeißt, wenn es politisch opportun ist.

So wie gerade der Thüringer Rechtsausleger Björn Höcke, der allen Ernstes davon schwurbelt,
Deutschland, wo „Dragqueens“ in Kindergärten aufträten, sei es nicht Wert, verteidigt zu werden.

So, als ob eine Idioten-Aktion in Berlin der Alltag in Deutschland wäre. Und Hunderttausende Kinder
überall in Deutschland deshalb nun nicht mehr beschützt werden müssten.



Zu den deprimierendsten Erfahrungen dieser Zeit gehört, wie viele Deutsche, die sich Patrioten nennen
und wahrscheinlich auch selbst so verstehen, bereit sind, das eigene Land und Millionen Mitbürger zu
verraten und zu opfern. Die gleichen Leute, die einst gruselig auf Michel Houellebecqs internationalen
Bestseller „Unterwerfung“ verwiesen, fordern nun Unterwerfung der Ukraine und Unterwerfung bei uns,
frei nach dem Wirrkopf Dugin, mit seinem Fiebertraum vom russisch dominierten „Eurasien“ vom Ural
bis Portugal

Man könnte lachen über solchen Schwachsinn, aber Schwachsinn ist in Mode

Und viele Bürger besonders, aber nicht nur, in Ostdeutschland geben sich solchen Gedenken im Stil des
Stockholm-Syndroms gern hin. Jetzt zeigen wir es den scheiß Wessis aber mal so richtig und den Amis.

Im Trump-Papier wird von der „zivilisatorischen Auslöschung Europas“ gesprochen, und wer sieht, wie
rasant sich unser Land seit der unverantwortlichen Grenzöffnung 2015 und der folgenden
millionenfachen Massenmigration aus dem islamischen Kulturkreis verändert hat, der weiß, dass die
Amis recht haben.

Feinde im eigenen Bett, da sind sie wieder. Islamistische Kämpfer, IS-Messerstecher, hochkriminelle
Araber-Clans. Und wir haben es zugelassen, unsere politische Elite hat es zugelassen.

Die USA wollen „das stärkste, reichste, mächtigste und erfolgreichste Land der Welt für die kommenden
Jahrzehnte bleiben“, formulieren die Strategen in DC, und das ist ihr gutes Recht. Es ist auch gut für die
Welt, wenn die USA der entscheidende weil mächtigste Ordnungsfaktor auf der Welt ist. Wenn Russland
oder der Iran das mal werden, dann Gnade uns Gott…

Die USA wollen kein Weltpolizist mehr sein

Sie lehnen eine „dauerhafte amerikanische Dominanz über die gesamte Welt“ ab und fordern, dass ihre
Verbündeten nicht länger „Kosten ihrer Verteidigung auf das amerikanische Volk abwälzen“. Natürlich,
seltsam, dass das vor Trump nicht schon mal jemand gesagt hat.

Und die USA wollen nicht mehr in Konflikte verwickelt werden, die sie nichts angehen. Lasst die Leute
sich doch irgendwo am anderen Ende der Welt gegenseitig umbringen, wenn sie unfähig sind, das allein
zu verhindern! Was geht es die USA an?
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Die Analysten in Politik und ThinkTanks sind sich weitgehend einig: Die Amerikaner wollen Europa
schwächen. Wenn sich die Länder auf dem alten Kontinent selbst zerstören, wollen sie nicht mehr
hineingezogen werden.
Und wer sich in Europa selbst aufgibt, der ist halt auch kein Verbündeter der USA mehr. Punkt.



Es fühlt sich nicht gut an, schmerzlich erfahren zu müssen, dass der reiche Onkel jenseits des großen
Teichs vielleicht schon bald gar nicht mehr unser Onkel sein will. Und da hilft auch nicht die Hoffnung
mancher, dass der Trump-Spuk in zwei Jahren vorbei sein könnte und dann alles wieder gemütlich
weitergeht. Das halte ich für ausgeschlossen.

Wir erleben eine Zeitenwende, die weit über das hinausreicht, was Ex-Bundeskanzler Olaf Scholz sich
auch nur vorstellen konnte, als er 2022 das Wort mal gebrauchte.

Benedikt Franke (44), CEO der Münchner Sicherheitskonferenz (MSC), sagte gerade gegenüber der
BILD: „Die Ablehnung der Europäischen Union ist deutlicher als je zuvor.“

Er fühle sich an die Anti-EU-Rede von US-Vizepräsident JD Vance (41) bei der MSC im Februar erinnert.
„Egal, wie man das Dokument liest, muss klar sein, dass wir als Deutschland und als EU noch viel härter
arbeiten müssen, um unsere strukturellen Schwächen endlich richtig anzugehen und unsere Vorteile
auszunutzen und auszubauen.“

Genau so!

Den Kopf in des Sand stecken, das darf keine Option sein. Es ist schon irre, dass ein russischer KGB-
Agent und ein amerikanischer Immobilientycoon uns die Augen öffnen müssen, damit wir begreifen,
welche Kraft und Energie wir mobilisieren müssen und – davon bin ich überzeugt – auch werden, um ein
selbstbewusster Machtfaktor in der Welt zu werden – bei Wirtschaft und Verteidigung. Und das ist
möglich, auch für ein Bündnis souveräner europäischer Staaten mit Deutschland in der Mitte.

Gewaltige Chancen und Risiken: Künstliche Intelligenz
wird unser aller Leben dramatisch verändern
Ist KI für Sie persönlich ein Thema? KI – Künstliche Intelligenz – oder wie es eigentlich weltweit heißt AI
(artificial intelligence) ist ein Teilgebiet der Informatik, das unser Leben erleichtern soll und auch kann.
Was viele junge Leute faszinierend finden, ist dass diese Systeme fähig sind, ihre Fähigkeiten
eigenständig anzupassen und weiterzuentwickeln, also nicht nur wie bei den üblichen Computern einfach
nur auszuführen, was zuvor programmiert wurde.

Uns Ältere fasziniert das auch, gleichzeitig bereitet es uns aber auch Sorgen

Denn wir haben Terminator und Matrix gesehen. Was, wenn ein allumfassendes globales
Computersystem sich eines Tages verselbständigt und ganz ohne Menschen macht, was es für richtig
hält?
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Und während wir uns noch darüber den Kopf zerbrechen, ob zum Beispiel Journalisten oder Autoren
überhaupt noch gebraucht werden, wenn ein KI-System die Artikel anstelle unsereins verfasst, denken
sie an den Universitäten und in Hackerclubs weltweit an die schöne neue Welt, wenn sie denn eine wird.

Ich war 2009 in Begleitung eines deutschen Politikers als Journalist mit zu einem Besuch an der Harvard
Universität, die man wohl zurecht als eine der besten Lehr- und Forschungsstättenstätten der Welt
bezeichnen darf. Damals wurden uns zwei Projekte vorgestellt und vorgeführt. Bei dem einen ging es um
das Konzept der „Smart Cities“ und die tatsächlich überaus spannende Frage: Wie vermeidet man den
gewaltigen Verlust an Lebenszeit, der einem Arbeiter in einer großen Fabrik in Taipeh über Jahre
dadurch entsteht, dass er jeden Tag nach Schichtende eine Stunde lang auf dem riesigen
Fahrradparkplatz des Unternehmens nach seinem Zweirad suchen muss, um damit nach Hause zu
fahren?

Das andere Projekt zeigte, wie Roboter, künstliche Maschinen, auf Ansprache ihren Gesichtsausdruck
veränderten, also durch unsere Stimmmodulation „begriff“, ob er jetzt freundlich lächeln oder ein
trauriges Gesicht machen muss. Glauben Sie mir, da stehen sie daneben und denken: Das gibt’s doch gar
nicht.

Aber inzwischen gibt es noch ganz andere Sachen

Ich habe einfach mal die KI gefragt und folgendes wurde sofort ausgespuckt:

„Künstliche Intelligenz (KI) birgt eine Vielzahl von Risiken und Gefahren, die sowohl kurz- als auch
langfristige Auswirkungen auf Gesellschaft, Wirtschaft und Umwelt haben können. Zu den
Hauptbedenken gehören die Verbreitung von Falschinformationen und Manipulationen, die
Konzentration wirtschaftlicher Macht bei wenigen Unternehmen, der Verlust von Arbeitsplätzen,
Datenschutzbedenken und ethische Fragen. Darüber hinaus gibt es auch Sicherheitsrisiken und die
Gefahr, dass KI für militärische Zwecke missbraucht wird.“

Und das ist der Grund, warum die USA, die EU und zunehmend auch der Deutsche Bundestag beginnen,
das Thema ernst zu nehmen. 2024 haben sie ein KI-Gesetz beschlossen, das den Einsatz Künstlicher
Intelligenz für die Mitgliedsstaaten verbindlich regeln soll. Das ist wirklich mal etwas Sinnvolles, wo
europäische Zusammenarbeit gefragt ist.

Gestern wurde bekannt, dass ein deutsches KI-StartUp aus Düsseldorf namens Cognigy von einem Ami-
Konzern für 955 Millionen US-Dollar gekauft worden ist. Der Kaufbetrag für das 250-Mitarbeiter-
Unternehmen wurde einfach überwiesen vom laufenden Geschäftskonto. Eine Finanzierung durch eine
Bank brauchte es bei so einer läppischen Summe nicht.

Mit 170 Millionen US-Dollar Risikokapital wurde Cognigy einst gegründet, einer der Eigentümer ist



übrigens Axel Springer. Jetzt vor dem Börsengang ist Cognigy bereits eine Milliarde wert. KI ist die
Zukunft, ob wir das wollen oder nicht, machen wir das Beste daraus!

Als ich vor fast 30 Jahren in Freiburg für den Badischen Verlag arbeitete, gab es da bei der
Zeitungsproduktion noch sogenannte Metteure, das waren Schriftsetzer, die an Leuchttischen standen
und mit einem scharfen Messer („Cutter“) die Seiten für den Druck manuell vorbereiteten.
Einer der schon älteren Kollegen, den ich besonders in Herz geschlossen hatte, hantierte beim
Seitenaufbau mit seinem Schneidewerkzeug wie einst D’Artagnan von den „Drei Musketieren“ mit dem
Säbel beim Fechtkampf. Einfach perfekt. „Das ist alter Wiener Schule, Klaus“, sagte er mehr als einmal
an solchen gemeinsamen Abenden in der Produktion.
Doch dann kam der Tag, an dem die Seitenproduktion digitalisiert wurde. Er verstand gar nicht, was die
jungen Herren in den Maßanzügen ihm und uns allen erklärten. „Ja, aber wo machen wir denn
demnächst die Seiten“, fragte er fast verzweifelt, um zu erfahren, dass das nun die Redakteure selbst am
Computerbildschirm tun werden. Keine Leuchttische, keine Cutter und auch keine Metteure mehr.

700 Milliarden mehr für Brüssel? Merz lehnt ab
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU) will den Haushalt der Gemeinschaft, sagen wir,
ein wenig aufblähen. Für die Jahre 2028 bis 2034 soll der Haushalt um kernige zwei Billionen Euro
aufgestockt werden…für „Investitionen“ in was auch immer. Das sind 700 Milliarden Euro mehr als
bisher veranschlagt wurden.

Keine Chance sagt Berlin zu diesen Plänen – Parteifreunde hin oder her.

Deutschland ist, wie Sie wissen, Beitragszahler Nummer 1 und steuert bisher ein Viertel des Haushalts
bei.

Merz‘ Regierungssprecher Stefan Kornelius ließ in Brüssel beste Grüße bestellen, aber Deutschland
werde nicht mitmachen. Damit dürfte sich das Thema vorerst erledigt haben.

 

 

https://denken-erwuenscht.com/700-milliarden-mehr-fuer-bruessel-merz-lehnt-ab/


PiS-Kandidat Karol Nawrocki gewinnt die Wahl in Polen
-was bedeutet das für uns?
Der Historiker Karol Nawrocki hat die Präsidentenwahl in Polen knapp gewonnen. Nach Auszählung aller
Stimmen kommt der rechtskonservative Kandidat auf 50,89 Prozent. Er liegt damit knapp vor seinem
Rivalen Rafal Trzaskowski, der von der Linken unterstützt wurde: Der Pro-Europäer erhielt 49,11
Prozent.

Wenn ein Wahlsieger von den Mainstreammedien als „rechtskonservativ“ bezeichnet wird, dann ist man
erst einmal geneigt, die Entscheidung der Wähler als positiv zu werten. Und dass Nawrocki EU-skeptisch
ist, spricht auch erstmal nicht gegen den neuen Mann an der Spitze. Die EU hat sich in den vergangenen
15 Jahren arg bemüht, eine wachsende Skepsis gegenüber Brüssel aufzubauen.

Aber das überaus knappe Wahlergebnis belegt die tiefe Spaltung in unseren wichtigen östlichen
Nachbarland.

Mit seinen 38 Millionen Einwohnern und einer wachsenden militärischen Streitmacht ist Polen in Europa
bisher einer der wichtigsten Unterstützer der Ukraine in der Verteidigung gegen den russischen
Aggressor.

Ob sich an der Haltung Polens bei diesem Thema etwas ändert?

Es bleibt abzuwarten, Nuancen von Veränderungen waren aber im Wahlkampf zu erkennen, als sich
Nawrocki gegen einen Ukraine-Beitritt zur NATO aussprach.

Aber niemand in Polen macht sich Illusionen über das heutige Russland von Präsident Wladimir Putin. Zu
leidvoll waren die Erfahrungen mit dem großen Nachbarn in der wechselvollen Geschichte Polens.

Doch die sich andeutenden Veränderungen könnten auch das Verhältnis zwischen Warschau und Berlin
beeinträchtigen. Nawrocki ist parteilos, kandidierte aber unterstützt von der mächtigen rechten PiS-
Partei. Er stellte im Wahlkampf klar, dass er auf Donald Trump und die USA setzt, wärmte gleichzeitig
die alte PiS-Forderung nach Reparationszahlungen Deutschlands an Polen zum Ausgleich der Nazi-
Verbrechen während des Zweiten Weltkriegs auf. Und die EU? Polen werde sich von Brüssel nichts
vorschreiben lassen, versicherte der Wahlsieger.

Im Wahlkampf erneuerte er die Forderung, die Bundesrepublik müsse Reparationen für die Schäden
zahlen, die Nazi-Deutschland im Zweiten Weltkrieg in Polen verursacht habe.
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GASTSPIELT Prof. Dr. JÖRG MEUTHEN: Die Handelskrise
als Chance nutzen – Freihandel statt Zollkrieg!
Und nun? Global sind Staatenlenker erschüttert nach Donald Trumps Rosengarten-Rede, die Börsen
weltweit auf Talfahrt, die versammelte Ökonomenzunft alarmiert wie selten. Was der US-Präsident da am
Mittwoch an zollpolitischen Maßnahmen angekündigt hat, ist kein Kleinkram, sondern hat das Zeug zum
Beginn eines veritablen Handelskrieges mit noch unabsehbaren Folgen für den weltweiten Austausch von
Gütern und Dienstleistungen. Die Zeichen stehen auf Protektionismus statt Freihandel, mit allen heftigen
unliebsamen Folgen, die das zwangsläufig mit sich bringt.

Wie sollte die EU nun auf die Ankündigungen Trumps vernünftigerweise reagieren?

Sollte sie flugs zum Gegenschlag ausholen? Die eigenen Zollmauern für US-Produkte noch höher bauen,
als sie – was hierzulande nur zu gerne übersehen wird – ohnedies schon sind? Andere nicht-tarifäre
Daumenschrauben, derer gibt es so einige, weiter anziehen?

Hört man in diesen Tagen europäische und deutsche Politiker, exemplarisch EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen oder auch den Noch-Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck, gehen offenbar alle
Überlegungen in diese Richtung. Wie immer natürlich eifrigst flankiert von den üblichen
Medienvertretern, die zum handelspolitischen Gegenschlag gegen den bösen US-Buben Trump
auszuholen fast unisono fordern.

So einfach, so naheliegend, so schlicht

Und so dumm! Oh nein, genau das sollte jetzt eben NICHT geschehen. Sondern das genaue Gegenteil
sollte man stattdessen tun: Nämlich ALLE Zölle für US-Güter per sofort auf Null setzen, und weitere
nichttarifäre Handelshemmnisse wo immer kurzfristig möglich abbauen, statt sie weiter anzuziehen.

Die Handelskrise als Chance nutzen und das maximal offensiv in die USA kommunizieren, das wäre das
richtige Mittel der Wahl. Und zugleich ankündigen, dass wenn Trump nun nicht im Gegenzug kurzfristig
Gleiches liefert – Zölle für EU-Importe in die USA ebenfalls runter auf Null -, die EU binnen Jahresende
die Zölle auf US-Produkte dann gezwungenermaßen wieder hochfahren wird.

Was dann geschehen wird? Nun, Trump wird dann seinerseits liefern und den begonnenen
Handelskonflikt mit der EU beenden müssen, kaum dass er begonnen hat. Muss er, und wird er dann
auch. Schon aus schierem Eigeninteresse.

Denn an klugen Beratern, die ihm vermitteln, dass es seinem eigenen Land mit der Etablierung von
Freihandel zwischen den USA und der EU deutlich besser ergehen wird als mit einer dauerhaften
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Hochzollpolitik, wird es ihm gewiss nicht mangeln. Statt eines fest etablierten Handelskonflikts mit lauter
verlierenden Nationen könnte es so erstmals eine wirkliche Durchsetzung von Freihandel zwischen der
EU und den USA geben (frühere Chancen verstrichen bekanntermaßen ungenutzt).

Mit dem Resultat einer Win-win-Situation für alle Beteiligten, mit einem gewaltigen Schub für weiteres
Wachstum, Wohlstand und Prosperität hüben wie drüben. Angestoßen von einer überraschend, zugleich
besonnen und klug reagierenden Europäischen Union. DAS allein wäre die unerwartete, aber richtige
Reaktion Europas auf Trumps Ankündigungen, die im Falle ihrer Umsetzung nichts als Verlierer
hervorbringen wird.

Warum nur bin ich mir sehr sicher, dass man in Brüssel aber das exakte Gegenteil dessen tun und den
Handelskrieg zum Schaden aller – und mit großem Pathos wie immer – annehmen wird? Ich wünschte,
ich würde mich darin täuschen, und die EU einmal durch wirklich vernünftiges Verhalten überzeugen.
Aber das wird wohl mein freiheitlicher Wunsch bleiben…


